
Japanische Scheibchentaktik

E
rl

/w
w

w
.t

o
o

n
p
o

o
l.c

o
m

Schön wär’s.

............................................................................................................................................................................................................

GESAGT...............................................................................................................................................................................................................

Volker Kauder, CDU/CSU-Fraktionschef im

Bundestag, scherzhaft über Kanzlerin Angela

Merkel, die nach einer Meniskusoperation

ihre Unterarmstützen wieder ablegen konnted
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„Die Regierung 
geht nicht mehr 
auf Krücken“ 
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Stimmen für Deutschland

Georg Dahm
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Da sind wir eine Nation, die geradezu krankhaft
besessen ist von Anglizismen. Und doch wird arg
viel Mühe darauf verwendet, uns von jeder artge-
rechten Verwendung der englischen Sprache abzu-
schirmen. 

Kein Sender, auf dem nicht eine schlecht aus-
gesuchte Synchronstimme dazwischenblökt, so-
bald Barack Obama das Wort ergreift oder Lady
Gaga sich zu Thomas Gottschalk setzt. Schauspie-
lerische Großleistungen der Filmgeschichte blei-
ben hierzulande unbekannt. Die jüngst verschie-

dene Elizabeth Taylor zum Beispiel: Erst in den
Nachrufen ließ uns der Rundfunk hören, wie sie
sich in „Die Katze auf dem heißen Blechdach“ das
Herz wirklich aus dem Leib spielte. 

Die standhafte Weigerung, Filme und Serien
im Original mit Untertiteln auszustrahlen, be-
schert interessierten Zuschauern viel Kummer und
der DVD-Branche prächtige Umsätze.

Während uns so viel schönes Englisch versagt
bleibt, wird uns allerlei schreckliches Deutsch im
Original zugemutet. Ein gewaltiges Missverhält-
nis. Ich plädiere deshalb für eine Umwidmung des
deutschen Synchronsprecherpotenzials. Müssen
wir wirklich ungefiltert zuhören, wenn Rainer

Brüderle bedenkliche Sentenzen herausschwurbelt
wie Helmut Kohl bei vier Promille? Auch der ka-
barettistische Reiz von Westerwelles Organ und
Claudia Roths Schnappatmungssprech ist längst
einer akustischen Tiefenermüdung gewichen.

Wie viel wäre gewonnen, würden in diesen
Momenten die deutschen Stimmen von Robert de
Niro oder Megan Fox wohl formulierte Synchron-
texte einsprechen! Auch bedauerliche Protokoll-
pannen wären passé. Selbst die unvermeidlichen
Übersetzungsfehler muss man bei der Qualität des
Ausgangsmaterials als Vorteil verbuchen.

Und wer die Mischpoke unbedingt im Original
hören will, kann ja immer noch die DVD kaufen.

RUSSLAND

Nur ein erster Schritt
Optimisten werden sich über Dmitri
Medwedew freuen. Der russische
Präsident hat den stellvertretenden
Regierungschef Igor Setschin dazu
gebracht, seinen Stuhl im Aufsichts-
rat des Staatskonzerns Rosneft zu
räumen. Bemerkenswert ist dies vor
allem, weil hinter Setschin ein
mächtiger Mann steht: Minister-
präsident Wladimir Putin.

Medwedew scheint sein Verspre-
chen einlösen zu wollen, die Politik
und die Wirtschaft in Russland zu
entflechten und Regierungsbeamte
aus Chefetagen zu vertreiben. Die
Frage ist jedoch, wie weit Medwe-
dew wirklich gehen kann und will.
Der Rücktritt Setschins ist wichtig.
Er kann aber nur ein Anfang sein.

Die enge Verbandelung zwi-
schen Putins Leuten und den Unter-
nehmenslenkern ist eines der
größten Investitionshemmnisse für
Russland. Gerade ausländische Fir-
men können sich nicht auf geltende
Gesetze oder die Unabhängigkeit
der Richter verlassen, sondern sind
oft politischer Willkür ausgeliefert.

Setschin ist eine Symbolfigur dieses
Systems der Korruption. Er gilt als
ein wichtiger Strippenzieher Putins.

Setschin arbeitet mit allen
Tricks. Auf sein Konto geht unter
anderem, dass der kritische Oli-
garch Michail Chodorkowski unter
fadenscheinigen Anschuldigungen
über Jahre ins Gefängnis geworfen
wurde. Dass er seine Aufgabe bei
Rosneft aufgibt, schmälert Set-
schins Einfluss. Aus dem System
Putin entfernt wurde er aber nicht.
Russland darf sich mit Setschins
Rücktritt nicht zufriedengeben. 

Medwedew muss mehr bieten
als einen Personalwechsel, um Poli-
tik und Wirtschaft des Landes trans-
parenter zu machen. Sonst ist dieser
nicht mehr als ein geschicktes
Wahlkampfmanöver. Der Verdacht,
dass Medwedew sich als starker
Mann inszeniert, liegt nahe: Nur
wenige Stunden nach Setschins
Rücktritt lancierte der Kreml, dass
Medwedew bald über seine erneute
Kandidatur für das Präsidentenamt
entscheiden werde.
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Ökologische 
Erneuerung ist zwar
zukunftsweisend, aber
nicht billig

Die Grünen und ihr blinder Fleck
Energie können die Grünen, bei Sozialthemen kupfern sie nur ab. Das wird künftig nicht reichen 

Maike Rademaker
........................................................................................................................

So eine Abschlusskundgebung im
Wahlkampf ist etwas Besonderes, für
jede Partei. Sie ist es vor allem dann,
wenn der Spitzenkandidat ahnt, dass
er Geschichte schreiben könnte. Diese
letzte große Rede vor einer Wahl soll-
te deswegen gut vorbereitet sein,
nicht zu eng im Themenkomplex,
nicht zu breit. Also redete der Grüne
Winfried Kretschmann in Stuttgart
am Mittwoch vor der Landtagswahl
von Atomkraft. Von erneuerbaren
Energien. Von Bildung, von Bürgern.
Nur von einem sprach er mit keinem
Wort: von Hartz IV. 

Dabei ist das Thema auch in einem
der reichsten Bundesländer der
Republik durchaus ein paar Worte
wert: Im Südwesten beziehen 460 000
Menschen Arbeitslosengeld II, rund
250000 davon suchen einen Job. Die
Arbeitslosigkeit liegt in Stuttgart bei
sechs Prozent. Das ist zu viel, um ein-
fach zu schweigen. 

Das ist vor allem dann zu viel,
wenn die Atomkatastrophe 9000 Kilo-
meter weiter weg passiert, aber die
seit Jahren himmelschreiende soziale
Frage direkt vor den Füßen liegt und
wenn der Spitzenkandidat gerade da-
bei ist, zur bundesweiten Leitfigur
aufzusteigen. 

Wenn die Grünen weitere Wahlen
gewinnen wollen, wenn sie eine Bun-
desregierung führen wollen, dann
werden sie in Kürze beantworten
müssen, welche Ideen sie für den So-
zialbereich haben. Denn noch gibt es
darauf keine grüne Antwort.

So fällt der Grünen-Landtags-
abgeordneten Bärbl Mielich, Sozial-
expertin in Kretschmanns Team, zu
Sozialfragen als Erstes das würde-
volle, selbstbestimmte Altern ein. Das
ist wahlkampftaktisch klug in einer
alternden Gesellschaft, aber wahrhaf-
tig nicht das dringendste Problem.
Dann folgt die Integration behinder-
ter Kinder. Irgendwann später kom-
men die arbeitslosen Jugendlichen. 

Wenn es um Hartz IV geht, um
arme Kinder, bleibt die Antwort so-
wohl im Südwesten als auch auf Bun-
desebene schön bunt, aber dünn: Bes-
sere Kinderbetreuung wird da gefor-
dert, mehr Schulsozialarbeit, bessere
Aufstiegschancen für sozial schwä-
chere Kinder – wer will das nicht.
Dann werden gern weitere besin-
nungsfrei und fantasielos zusammen-
gestellte Klassiker der Sozialforde-
rungen präsentiert: 420 Euro für jeden
Hartz-IV-Empfänger, bedarfsgerech-
te Regelsätze für deren Kinder, indi-
viduelle Betreuung jedes einzelnen
Arbeitslosen und ein Mindestlohn –
ein echter Wunschkatalog, der nur
leider bei näherem Hinsehen als Kon-
zept nicht taugt. 

Denn mehr Geld hilft nicht, son-
dern spült noch mehr Anspruchs-
berechtigte ins System. Jede Erhö-
hung des Regelsatzes führt dazu, dass
mehr Geringverdiener Anspruch auf
staatliche Unterstützung haben – das
kostet Milliarden. Wer zahlt das?
Mehr Schulsozialarbeit knackt weder
soziale Schieflagen, noch hilft sie
überforderten Lehrern. Und die höhe-
ren Regelsätze verbessern die soziale
Kompetenz vernachlässigter Kinder

und desinteressierter Eltern nun mal
nicht. Quantität ist einfach keine
Lösung, schon gar keine grüne. 

Offen ist auch die überaus interes-
sante Frage, wie zukünftig eigentlich
die Armen dieser Gesellschaft mit
dem Atomausstieg und dem Green
New Deal fertig werden sollen. Ein-
fach mal mehr für Ökostrom zahlen,
mehr Miete fürs gedämmte Haus, für
ein modernes Auto, für Nahverkehr,
für den Urlaubsflug – das ist zwar öko-
logisch sinnvoll und zukunftswei-
send, aber nicht billig. Oder ist das der
grüne Preis: Der Knappverdiener mit

drei Kindern, der bisher auch mal nach
Mallorca flog und eine alte Karre
fährt, verzichtet? Weil er keinen Latte
macchiato mag und Schwarzwald-
Spaziergänge hasst? Er wird diesen
Preis wohl nicht zahlen wollen. Und
die Grünen auch nicht wählen. 

Macht ja nichts. Vielleicht sieht
man das bei den neuen grünen Helden
als grundsätzliche Aufgabenteilung:
Sollen sich doch SPD und Linke an
diesem Problem abarbeiten, ob sie es
können oder nicht, wir beherrschen
dafür ein anderes Thema. Schließlich
hat genau diese Rezeptur in Baden-
Württemberg zum Erfolg geführt.
Und in Nordrhein-Westfalen hat des-

wegen wohl auch ein SPD-Mann das
Arbeitsministerium übernommen
und nicht ein Grüner. 

Sie können das so machen. Nur ist
das die gleiche Partei, die auf Bundes-
ebene mit Rot-Grün Hartz IV zuge-
stimmt, ja gepuscht hat – die Grünen
haben damals so wenig wie die SPD
auch nur gezuckt, als die Hilfen auf
Sozialhilfeniveau gesenkt wurden.
Danach haben die stillen Gebete der
Grünen Erfolg gehabt – während die
SPD für Hartz IV über Jahre in Wahlen
verprügelt wurde, rutschten die Grü-
nen unbeschadet durch. Sie wurden
nie als verantwortliche Hartz-IV-Par-
tei deklariert. Sie sind es aber.

Stattdessen mutierten sie still zur
Hartz-IV-Retter-Partei, die während
der erneuten Verhandlungen über das
Bildungspaket dieses Jahr laut brül-
lend in den Kampf zog. Und sich dann
schimpfend über das schlechte Ver-
handlungsergebnis kurz vor der Ab-
stimmung zurückzog – wohl wissend,
dass dieser Rückzug keine Konsequen-
zen für das Paket haben wird. Dieser
Zickzackkurs irritiert – wie wichtig ist
den Grünen nun wirklich die soziale
Frage? Was wollen sie? Wo sind die
anderen, innovativen, besseren, be-
zahlbaren, durchgerechneten Ideen? 

Darauf werden sie wohl noch eine
Antwort geben müssen. Spätestens
mit der Wahl in Berlin im September:
In der Hauptstadt liegt die Arbeits-
losigkeit bei satten 14 Prozent, die
Stadt hat über 800 000 Hartz-IV-
Empfänger. Daran ist nichts sexy und
schon gar nichts grün. 
........................................................................................................................
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Die EU braucht 
eine Diskussion über 
Mitspracherechte

EURO-KRISE

Einfach übergangen
Wenn eine Krise lang genug andau-
ert, wird aus dem Ausnahmezustand
Alltag. Das gilt für die Atomkata-
strophe in Fukushima ebenso wie
für die europäische Schuldenkrise.
Da ist es gut, dass ein vergleichs-
weise banales Papier des Bundes-
rechnungshofs jetzt die Abgeord-
neten des Deutschen Bundestags
wachrüttelt.

Der ständige Ausnahmezustand
in der Euro-Zone führt dazu, dass die
Parlamente in den Hauptstädten
und Brüssel inzwischen gewohn-
heitsmäßig von ihren Regierungen
übergangen werden, selbst wenn es
um folgenschwere Rettungspro-
gramme geht. Das darf nicht zum
neuen Normalzustand werden. Die
EU braucht eine Diskussion über die
Entscheidungs- und Mitsprache-
rechte der Parlamente – gerade we-
gen der Krise. Der Bundestag sollte
eine solche Debatte anstoßen, im
eigenen Interesse und im Interesse
der europäischen Idee.

Weil in der Euro-Krise immer
gleich der Zusammenbruch der ge-
meinsamen Währung droht, haben
die EU-Regierungen mittlerweile
nicht nur kurzfristige Rettungs-
pakete verabschiedet, sondern auch
zwei langfristig angelegte Vorha-
ben: den neuen Rettungsfonds ESM
(European Stability Mechanism),
der ab 2013 bereitstehen soll, um
Euro-Mitgliedern mit Zahlungs-
schwierigkeiten zu helfen. Und
parallel dazu eine wirtschaftspoliti-
sche Abstimmung, die über die bis-
herige Defizitkontrolle hinausgeht
und etwa Lohnzuwächse und Ren-
tensystem umfasst. Wenn die Re-
gierungen der Euro-Staaten das
ernst meinen, werden künftig eine

Menge Dinge im Europäischen Rat
entschieden, die bisher Sache der
nationalen Parlamente waren. 

Das ist bedenklich für die Glaub-
würdigkeit der gewählten Volks-
vertreter in den EU-Staaten – wie
für die EU insgesamt. Schon jetzt ist
„Brüssel“ in der Bevölkerung ein Sy-
nonym für abgehobene, unverständ-
liche Entscheidungen. Die Lissa-
bon-Verträge sollten das eigentlich
abmildern, weil sie die Mitsprache-
rechte des EU-Parlaments ausbau-
en. Doch dann kam die Euro-Krise. 

Der Bundestag sollte nun aber
nicht dem nächstliegenden Reflex
nachgeben und alle Mitsprache für
sich reklamieren. Und noch viel we-
niger dürfen die Abgeordneten den

Bericht des Bundesrechnungshofs
missbrauchen, um billige Europa-
skepsis zu schüren.

Gefragt ist eine Debatte darüber,
wo die nationalen Parlamente mit-
bestimmen – etwa da, wo Geld ihrer
Steuerzahler ausgegeben wird –, wo
das EU-Parlament gefragt werden
muss und wo die Regierungschefs
allein entscheiden dürfen, um
schnell handeln zu können.

Diese Klärung dürfen die EU-
Regierungen auch nicht mit dem
fadenscheinigen Argument verhin-
dern, sie gefährde die Stabilität der
EU und des Euro. Denn am gefähr-
lichsten ist auf Dauer der wachsende
Frust über „Brüssel“. 

Die Leitartikel geben die Meinung der Zeitung wieder und sind daher unsigniert
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